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Empfehlung fir
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Reformprogramm Litauens 2011

und Stellungnahme des Rates

zum aktualisierten Konvergenzprogramm Litauensfir 2011-2014

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 9 Absatz 3,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission?,

unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Européischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Anhorung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwagung nachstehender Grinde:

() Am 26.Méaz 2010 nahm der Europédische Rat den Vorschlag der Européischen
Kommission fur eine neue Wachstums- und Beschéftigungsstrategie (,, Europa 2020“)
an; diese Strategie stiitzt sich auf eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik in
den Schlisselbereichen, in denen Malinahmen ergriffen werden mussen, um Europas
Potenzial fur nachhaltiges Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu erhohen.

(20 Am 13.Juli 2010 nahm der Rat eine Empfehlung zu den Grundziigen der
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union (2010 bis 2014) und am
21. Oktober 2010 einen Beschluss dber Letlinien fur beschaftigungspolitische
MaRnahmen der Mitgliedstaaten® an, die zusammen die ,integrierten Leitlinien
bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, bei der Ausgestaltung ihrer
nationalen Wirtschaftss und Beschaftigungspolitik den integrierten Leitlinien
Rechnung zu tragen.

1 ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
2 ABIl.C.vom...,S. ...
3 Fir 2011 aufrechterhalten durch den Beschluss 2011/308/EU des Rates vom 19. Mai 2011.
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Am 12. Januar 2011 nahm die Kommission den ersten Jahreswachstumsbericht an, mit
dem ein neuer Zyklus wirtschaftspolitischer Steuerung in der EU und gleichzeitig das
erste Européische Semester einer in der Strategie Europa 2020 verankerten integrierten
Ex-ante-Politikkoordinierung eingel eitet wurden.

Am 25 Mé&z 2011 bhilligte der Europasche Rat (im Einklang mit den
Schlussfolgerungen des Rates vom 15. Februar und 7. Marz 2011 und im Anschluss an
den  Jahreswachstumsbericht der  Kommission) die  Prioritdéten  fur
Haushaltskonsolidierung und Strukturreform. Er betonte die Notwendigkeit, der
Wiederherstellung solider Staatshaushalte und der langfristigen Tragfahigkeit der
offentlichen Finanzen, dem Abbau der Arbeitdosigkeit durch Reformen des
Arbeitsmarkts sowie neuen Anstrengungen zur Steigerung des Wachstums Prioritét
einzurdumen. Er forderte die Mitgliedstaaten auf, diese Prioritéten in konkrete
Mal3nahmen umzusetzen und sie in ihre Stabilitéts- bzw. Konvergenzprogramme und
nationalen Reformprogramme aufzunehmen.

Am 25.Méaz 2011 ersuchte der Europdische Rat die am Euro-Plus-Pakt
teilnehmenden Mitgliedstaaten auf3erdem, ihre Verpflichtungen so zeitig vorzulegen,
dass sie in ihre Stabilitdtsss bzw. Konvergenzprogramme und nationalen
Reformprogramme aufgenommen werden kénnen.

Am 28. April 2011 hat Litauen sein aktualisiertes Konvergenzprogramm 2011 fir den
Zeitraum 2011-2014 sowie sein nationales Reformprogramm 2011 vorgelegt. Um den
Verknipfungen zwischen den Programmen Rechnung zu tragen, wurden sie
gleichzeitig bewertet.

Die litauische Wirtschaft erholt sich zurzeit von einer schweren Wirtschaftskrise, in
deren Verlauf das BIP infolge des Einbruchs der Binnennachfrage, dessen Wirkung
durch einen Rickgang des Welthandels verstarkt wurde, insgesamt um 17 %
schrumpfte. Der Arbeitsmarkt reagierte rasch auf die Krise, und die
Arbeitslosenzahlen erreichten Rekordhohe. Nachdem die Arbeitslosenquote Anfang
2008 4,2 % betragen hatte, wurde Mitte 2010 mit 18,3 % ein Hochststand erreicht.
Eine kontinuierliche Einhaltung der Currency-Board-Regelung und eine umfangreiche
Haushaltskonsolidierung trugen neben der Anpassung der Lohne und Gehélter im
Privatsektor und Malinahmen zur Starkung der Stabilitdt des Finanzsystems zur
wirtschaftlichen Stabilisierung bei. Mit der Erholung der Weltwirtschaft und einer
wiedererlangten Wettbewerbsfahigkeit nahmen die Exporte stark zu, und 2010 war
erneut ein Wachstum der Wirtschaft zu verzeichnen. 2011 beschleunigte sich die
wirtschaftliche Erholung durch die Wiederbelebung der Binnennachfrage. Die
Arbeitdosigkeit durfte zwar rasch zurlckgehen, wird sich jedoch weiterhin im
zweistelligen Bereich bewegen.

Auf der Grundlage der Bewertung des aktualisierten Konvergenzprogramms gemaf3
der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates ist der Rat der Auffassung, dass das dem
Konvergenzprogramm 2011 zugrunde liegende makrookonomische Szenario plausibel
ist. Es legt zwar etwas gunstigere Wachstumsannahmen fir 2011 zugrunde, entspricht
aber weitgehend den jingsten Prognosen der Kommission fur 2012. Ziel des
Programms ist es, das Defizit bis 2012 — die vom Rat gesetzte Frist — unter den
Referenzwert von 3% zu senken; dies wird jedoch nicht ausreichend durch
Malinahmen fir das Jahr 2012 untermauert. Durch die Beschleunigung der
wirtschaftlichen Dynamik koénnten 2011 bessere Haushaltsergebnisse erreicht werden
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as im Programm  prognostiziert. Werden jedoch die  befristeten
Konsolidierungsmal3nahmen, die Ende 2011 auslaufen, nicht verlangert und durch
umfangreiche dauerhafte Maldnahmen erganzt, besteht die Gefahr, dass die
Haushaltsziele des Programms fur 2012 trotz der besseren makrookonomischen
Prognosen  nicht erreicht werden. Die  durchschnittlichen  jahrlichen
Konsolidierungsanstrengungen im Zeitraum 2010-2012 liegen weit unter den vom Rat
im Rahmen des Defizitverfahrens empfohlenen 2,25 % des BIP (16. Februar 2010).
Da Wirtschaftswachstum und Steueraufkommen wesentlich hoher sind, als zum
Zeitpunkt der Empfehlung des Rates im Rahmen des Defizitverfahrens angenommen,
dirfte die Umsetzung der erforderlichen Konsolidierungsmal3nahmen eine schnellere
Defizitverringerung und raschere Fortschritte im Hinblick auf das mittelfristige Ziel
moglich machen. Es wird nicht damit gerechnet, dass das mittelfristige Ziel eines
strukturellen Uberschusses von 0,5% des BIP innerhalb des Programmzeitraums
erreicht wird.

Angesichts der umfangreichen Anpassungen, die fur die Einhaltung des im
Defizitverfahren fir 2012 festgelegten Ziels und Fortschritte im Hinblick auf das
mittelfristige Ziel erforderlich sind, sowie der Notwendigkeit, die erforderlichen
Kofinanzierungsmittel  fir die vorgezogene Inanspruchnahme der EU-
Strukturfondsforderung und die Erhdhung der produktiven Investitionen in die
Wirtschaft bereitzustellen, wird es ene Herausforderung darstellen, weitere
Konsolidierungsmal3nahmen zu ermitteln. Durch die Erhohung der Effizienz des
offentlichen Sektors konnten zusétzliche Méglichkeiten fir Ausgabenanpassungen
geschaffen werden, ohne die Qualitét der Offentlichen Dienste zu beeintréchtigen.
Werden keine weiteren Reformen durchgefiihrt, werden die alterungsbedingten
Ausgaben in den kommenden Jahrzehnten stérker as im EU-Durchschnitt steigen. Im
Juni 2010 verabschiedete die Regierung den groben Entwurf einer umfassenden
Reform des Soziaversicherungss und Rentensystems. Der Vorschlag umfasste
betrachtliche Erhdhungen des Rentenalters, neue Berechnungsweisen fir die Renten
und die Einbeziehung der staatlich finanzierten Renten in das algemeine
Sozialversicherungssystem. Die endgultige Verabschiedung und die erfolgreiche
Umsetzung aller Aspekte dieser Vorschlége werden fur die langfristige Tragféahigkeit
der offentlichen Finanzen entscheidend sein; hierdurch konnte sich auch das
Arbeitskrafteangebot erweitern, indem fur dtere Arbeitnehmer stérkere Arbeitsanreize
geschaffen werden, bei gleichzeitiger Gewadhrleistung angemessener Renten.
Voraussetzung fur langfristig tragféhige offentliche Finanzen wére ferner ein stabilerer
haushaltspolitischer Rahmen. Der bisherige Rahmen lief3 im Vorfeld der Krise u. a
wiederholt betrachtliche Korrekturen der Ausgabenziele und einen prozyklischen
Anstieg der Ausgaben zu, finanziert durch unerwartete Mehreinnahmen. Ein
Uberméafdiges, durch aufschwungsbedingte Einnahmen finanziertes Wachstum der
Ausgaben war der Grund fur die wéahrend der Krise deutlich gewordenen
betrachtlichen Haushaltsungleichgewichte. Hierdurch wurde auch eine Uberhitzung
der Konjunktur befordert.

Litauen verzeichnet eine der hdchsten Arbeitslosenquoten in der EU. Die dringlichste
Aufgabe ist es, sicherzustellen, dass der rasche Anstieg dieser Quote kein strukturelles
Problem wird. Ein sehr strenges Arbeitsrecht und negative Arbeitsanreize des
Soziahilfesystems wirken dem Funktionieren des Arbeitsmarktes entgegen.
Zusammen mit einer finanziell ausreichend ausgestatteten aktiven Arbeitsmarktpolitik
wirden Mal3nahmen in diesen Bereichen zur Verringerung des Risikos beitragen, dass
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die hohe Arbeitsosigkeit strukturellen Charakter annimmt, und die umfangreiche
Schattenwirtschaft eindammen.

In Litauen entfallen auf Unternehmen in Staatsbesitz etwa 18 % des BIP. Bei diesen
ist nach wie vor eine gewisse Ineffizienz festzustellen und die Ertrége sind nicht
zufriedenstellend. Eine erfolgreiche Reform der staatseigenen Unternehmen wére auch
fUr den Wettbewerb und die Rahmenbedingungen fur Unternehmen férderlich. 2010
wurden in Litauen Reformen in funf wichtigen Sektoren eingeleitet. In diesem
Rahmen wurden Transparenzleitlinien fir staatseigene Unternehmen formuliert, die
als Grundlage fiur die Rechenschaftspflicht der Regierung dienen konnen. Die
Entschliefung der Regierung zur Effizienzsteigerung vom Dezember 2010 ist eine
weitere glaubwuirdige Grundlage fur die Reform. Es handelt sich jedoch nur um
Rahmenbedingungen und Leitlinien, und in der Entschlief3ung werden einige wichtige
Mal3nahmen nicht genannt, die urspringlich vorgeschlagen worden waren und die
Trennung regulatorischer und eigentumsrechtlicher Funktionen gewéhrleistet hatten.

Die Energieintensitét der litauischen Wirtschaft ist eine der hdchsten in der EU. In
betrachtlichem Umfang ist dies auf die Heizung in Privathaushalten zurtickzuf Uhren;
schlecht unterhaltene Wohnblocks haben den grofiten Anteil an dem Problem. Obwohl
bereits 2004 diesbeziiglich eine Strategie beschlossen wurde, wurden nur wenige
Investitionen getédtigt. Zudem nahm die Anzahl der Fahrzeugeigentimer rasch zu,
wahrend die Einnahmen aus Energie- und Verkehrssteuern im Vergleich zum BIP und
zu den Steuern auf Arbeit (die weit Uber dem EU-Durchschnitt liegen) gesunken sind.
Durch eine Anhebung der Energiesteuersitze, auch fir die Registrierung und den
Besitz von Fahrzeugen, wirde kurzfristig die Haushaltskonsolidierung unterstiitzt und
gleichzeitig eine effizientere Energienutzung gefordert.

Die Regulierungsbedingungen fir Unternehmen sind in Litauen zwar insgesamt
gunstig, in Bezug auf Unternehmensneugrindungen, Fristen und Kosten der Erteilung
von Baugenehmigungen und Investorenschutz lassen die Bedingungen jedoch im
Vergleich zu winschen Ubrig. Eine Verbesserung der einschldgigen Vorschriften
wurde der Arbeitsplatzbeschaffung und dem Wachstum dienen. Eine Reform der
Wettbewerbspolitik wirde die Bedingungen zusétzlich verbessern. Fortschritte sind
jedoch nur langsam sichtbar, insbesondere in den Bereichen Energie und
Lebensmitteleinzelhandel. Die endglltige Verabschiedung der Uberarbeiteten
nationalen Strategie fir eine unabhangige Energieversorgung wird zur Bewadltigung
von Problemen der Versorgungssicherheit beitragen und einen stérkeren Wettbewerb
bei der Stromerzeugung unterstiitzen. Gleichzeitig wirde die Umsetzung des dritten
EU-Legidativpakets fur den Elektrizitdts- und Erdgasmarkt den Wettbewerb auf dem
Endkundenenergiemarkt verbessern. 2009 wurde in Litauen ein Gesetz fir den
Lebensmitteleinzelhandel  verabschiedet, mit dem unlautere Praktiken in
Einzelhandel sunternehmen verboten werden. In diesem Sektor ist der Wettbewerb
jedoch nach wie vor unzureichend, was zum Tel auf seine Struktur und
Unzulanglichkeiten bel der Marktregulierung zurtiickzufthren ist. Die Konzentration
bei den Lebensmitteleinzelhandelsketten nimmt zu; der Anteill der vier grofden
Unternehmen am Gesamtumsatz 2008 betrug 72 %.
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Im Rahmen des Euro-Plus-Pakts’ ist Litauen eine Reihe von Verpflichtungen
eingegangen. Im Interesse der langfristigen Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen
wird Litauen Rechtsvorschriften zur Erleichterung der Reservebildung fir
wirtschaftlich schwierige Zeiten durch das Finanzministerium und zur Férderung einer
verantwortlichen antiinflationdren Haushaltspolitik verabschieden. Ferner wurden
einige wichtige Mal3nahmen zur Reform des Sozialversicherungs- und Rentensystems
angekindigt. Der Schwerpunkt der beschaftigungspolitischen Malinahmen liegt auf
der Arbeitsplatzbeschaffung, der Bekdmpfung von illegaler Arbeit und Schwarzarbeit
sowie der Unterstitzung flexibler Beschaftigungsvereinbarungen. Zur Verbesserung
der Rahmenbedingungen fir Unternehmen wurden Zusagen gemacht, die
Unternehmensinspektion zu stérken, die Transparenz zu erhéhen und den
Verwaltungsaufwand fur Unternehmen zu verringern. Die Verpflichtungen betreffen
ale vier Bereiche des Pakts. Zusammengenommen entsprechen sie der Reformagenda
des Konvergenzprogramms und des nationalen Reformprogramms. Durch die
Gesamtheit der Mal3nahmen im Bereich Beschéftigung wirde — sofern die
Maltnahmen umgesetzt werden — ein willkommener Beitrag zur Steigerung der
Nachfrage nach Arbeitskraften geleistet. Diese Zusagen wurden bewertet und bel den
Empfehlungen berticksichtigt.

Die Kommission hat das Konvergenzprogramm und das nationale Reformprogramm
einschliefllich der Euro-Plus-Pakt-Verpflichtungen bewertet®. Sie hat dabei nicht nur
deren Relevanz fur eine auf Dauer tragféhige Haushalts, Sozial- und
Wirtschaftspolitik in Litauen berticksichtigt, sondern auch die Einhaltung der EU-
Vorschriften und -Richtungsvorgaben, da es notwendig ist, die generelle
wirtschaftspolitische Steuerung der Europaischen Union durch auf EU-Ebene
entwickelte Vorgaben fur kinftige nationale Entscheidungen zu stérken. Vor diesem
Hintergrund ist die Kommission der Ansicht, dass Mal3nahmen festgelegt werden
mussen, die die Einhatung der Haushaltsziele fur 2012 sicherstellen. Weitere
Malinahmen sollten zur Reform des Rentensystems (im Hinblick auf tragféhigere
Offentliche Finanzen und zur Forderung einer Verlangerung des Erwerbslebens), zur
Verbesserung der Funktionsweise des Arbeitsmarktes, zur Umsetzung des
Reformpakets fir staatseigene Unternehmen, zur Steigerung der Energieeffizienz und
zur Anhebung der Energiesteuern sowie zur Starkung des Wettbewerbs in einigen
Sektoren ergriffen werden.

In Anbetracht dieser Bewertung und unter Berlicksichtigung der Empfehlung des
Rates nach Artikel 126 Absatz 7 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Européischen
Union vom 2.Juni 2010 hat der Rat die Aktualiserung 2011 des litauischen
Konvergenzprogramms gepriift; seine Stellungnahme® ist insbesondere in den
nachstehenden Empfehlungen 1 und 2 enthalten. Unter Berlcksichtigung der
Schlussfolgerungen des Européischen Rates vom 25. Mérz 2011 hat der Rat ferner das
national e Reformprogramm Litauens gepriift —

Weitere Einzelheiten zu den im Rahmen des Euro-Plus-Pakts eingegangenen Verpflichtungen: siehe
SEK(2011) 723.

SEK(2011) 723.

Vorgesehen in Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.
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Es sollten bis zur Verabschiedung des Haushalts 2012 zusdtzlich dauerhafte
haushaltspolitische Maldnahmen ergriffen werden, um das Ubermaiige Defizit zu
korrigieren. Zur Beschleunigung der Defizitverringerung und zur Gewahrleistung
von Fortschritten im Hinblick auf das mittelfristige Ziel in Héhe von mindestens
0,5 % des BIP jahrlich sollte die Einhaltung der Steuervorschriften verbessert und
der wirtschaftliche Wiederaufschwung voll genutzt werden. Der haushaltspolitische
Rahmen sollte stabilisiert werden, insbesondere durch die Einflhrung durchsetzbarer
und verbindlicher Ausgabenplafonds bei den mittelfristigen Haushaltsvorgaben.

Die vorgeschlagenen Durchfuhrungsbestimmungen zur Reform des Rentensystems
sollten verabschiedet werden. Negative steuerliche Arbeitsanreize fir Arbeitnehmer
im Rentenalter (oder kurz davor) sollten im Interesse einer starkeren
Erwerbsbeteiligung aufgehoben werden.

Die Flexibilitdt des Arbeitsmarktes sollte dadurch erhoht werden, dass im
Arbeitsrecht eine grolRere Flexibilitét und eine bessere Nutzung von Zeitvertrégen
vorgesehen wird. Die entsprechenden Rechtsvorschriften, insbesondere das
Soziahilfegesetz (Law on Cash Socia Assistance), sollten dahingehend angepasst
werden, dass das Sozial hilfesystem keine negativen Arbeitsanreize enthalt.

Alle Aspekte des Reformpakets fir staatseigene Unternehmen sollten bis Ende 2011
umgesetzt werden, wobei die Trennung regulatorischer und eigentumsrechtlicher
Funktionen, klare Unternehmenszielsetzungen, eine erhdhte Transparenz und die
Trennung kommerzieller und nicht kommerzieller Tétigkeiten sicherzustellen sind.

Die Energieeffizienz von Gebauden sollte durch eine rasche Verwendung der Mittel
des Holdingfonds erhoht werden; die Besteuerung sollte stéarker auf die
Energienutzung ausgerichtet werden, zunéchst bel der Besteuerung der Registrierung
und des Besitzes von Personenfahrzeugen.

Es sollten Malnahmen zur Verbesserung der  Bedingungen  fir
Unternehmensneugrindungen, der Erteilung von Baugenehmigungen und des
Wettbewerbs im Energiesektor und im Einzelhandel ergriffen werden.

Geschehen zu Brissel am ...

Im Namen des Rates
Der Prasident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

